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Wochenblatt der Kommunistischen Partei Deutschlands/ Landesbezirk Baden
CJahrgang 2, Nr. 41 Mannheim , den 8. Oktober 1947 Preis 15 Pfg . J

Stärkung der Kräfte des Friedens !
Zur Schaffung des Informationsbüros kommunistischer Parteien

( ür uns gibt es keine Zer«

reißung Deutschlands . Das
deutsche Volk ist sich einig
darüber , daß gemeinsame Not

gemeinsam bekämpft und

besiegt werden muß .
Otto Grotewohl

(Schlußwort auf dem 2. Parteitag
der SED .)

In der Erklärung über die Schaffung eines Informationsbüros Kom¬
munistischer Parteien in Belgrad , die von den Vertretern Kommunistischer
Parteien aus 9 Ländern auf einer Konferenz in Warschau beschlossen
wurde , wird lediglich hervorgehoben , daß die nach dem Sieg über den
Faschismus eingetretene Wendung der Internationalen Lage und die
Quertreibereien der reaktionären Kriegshetzer einer Koordinierung der
Tätigkeit der Kommunistischen Parteien und die Sammlung der demo¬
kratischen Kräfte gegen die Anschläge der internationalen Reaktion not¬
wendig machen .

• »

Die Schaffung des Informations¬
büros wurde sowohl von der SPD-
Führung , als auch von der reaktio¬
nären Presse zum Anlaß einer er¬
neuten Hetze gegen die Sowjetunion ,
gegen die Volksdemokratie und gegen
den Kommunismus genommen . Auch
SED—KPD werden in diesem Zu¬
sammenhang angegriffen und der
Kampf für die sozialistische Einheit
in ganz Deutschland als „Befehl Mos¬
kaus“ und der neuen „Komintern “ in
Belgrad denunziert .

Die SPD -Führung stellt bei ihrer
Hetze die Tatsachen auf den Kopf .

spricht von einem „Bruch der in¬
ternationalen Zusammenarbeit “ und

Imperialistischer Agressionen “ Mos¬
kaus“ , dem „Streben des Kommunis¬
mus nach Weltherrschaft “ usw . Alle
diese Lügen haben nur einen Zweck :
Sie sollen von den Plänen der Im¬
perialisten ablenken und von der Be¬
deutung , die dem Belgrader *Büro bei
der Stärkung aller Friedenskräfte zu¬

kommt . Es geht nicht um eine Neu¬
gründung der Komintern , sondern
um die Schaffung internationaler
Verbindungen der Arbeiterparteien
zur Stärkung des Kampfes um ifden
Frieden und gegen Manöver der
Kriegshetzer . Niemand von anti¬
faschistischer Seite hat z. B . den Ta¬
gungen der Sozialistischen Parteien
in London und Zürich das Recht be¬
stritten , die internationalen Bezieh¬
ungen wieder aufzunehmen . Man
hätte nur gewünscht , daß dort eben¬
so ernsthaft und energisch , wie an¬
läßlich der Warschauer Tagung , die
internationale Zusammenarbeit der
fortschrittlichen Kräfte gegen Reak¬
tion und Kriegsdrohung im Forder¬
grund gestanden hätte . Es ist natür¬
lich lächerlich , bei einer Maßnahme
zur Stärkung der fortschrittlichen
Kräfte in Ost und West , wie es der
Warschauer Beschluß ist , von einem
„Bruch der internationalen Zusam¬
menarbeit “ zu sprechen . Es sind die

Kriegshetzer von Wallstreet ! die in¬
ternationalen Abmachungen brechen
und hinter einem Rauchvorhang von
falschen Beschuldigungen gegen die
Sowjetunion und gegen Kommunis¬
mus ihren imperialistischen Expan¬
sionsfeldzug gegen Freiheit und Frie¬
den führen . Von der Notwendigkeit
soll abgelenkt werden , die Einheit
der Arbeiterbewegung vor der Spal¬
tungsarbeit der Reaktion und ihrer
Handlanger zu schützen .

Als Beitrag zur Stärkung der in¬
ternationalen Verbindung der Arbei¬
terparteien kann und muß daher die
Schaffung des Informationsbüros der
kommunistischen Parteien in Belgrad
von allen Arbeiterparteien und allen
demokratischen Kräften freudig be¬
grüßt werden . Es wäre wünschens¬
wert , wenn alle Arbeiterparteien ihre
Anstrengungen zur Sicherung des
Friedens ' und der nationalen Unab¬
hängigkeit ihrer Völker vereinigen
würden . Dabei ist natürlich die Ver¬
ständigung der Arbeiterparteien in
jedem einzelnen Land von entschei¬
dender Bedeutung . Der Kampf der
SED um die Schaffung einer einheit¬
lichen Arbeiterpartei kann daher als
ein wichtiger Beitrag zur internatio¬
nalen Verständigung der Arbeiter¬
klasse und als wichtiger Beitrag zur
Sicherung des Friedens und der Frei¬
heit aneesehen werden .

Für Verbesserung der Emährungsiage
Ernährungsdebatte im Landtag — „Freie Initiative “, die Initiative der Gauner und Schieber !

(Eigenbericht ) In der Landtagssitzung
vom 1. Oktober 1947 wurde einstimmig
ein von der kommunistischen Fraktion
eingebrachter Antrag zur Verbesserung
der Ernährungslage angenommen . Er
lautet :

1. In Anbetracht der reichen Obst¬
ernte und der Tatsache , daß die
seitherige Zuteilung von 15 kg
Obst größtenteils in wenig haltba¬
rem Frühobst bestand , wird das
Landwirtschaftsministerium er¬
sucht , noch eine weitere Zuteilung
von Winterobst auszugeben .

2. Das Landwirtschaftsministerium
wird ersucht , beim Ernährungs¬
und Landwirtschaftsrat dahin zu
wirken , daß
a) solange durch die umfangrei -

reichen Schlachtungen größere
Fleischmengen anfallen , für die
gekürzten Zuteilungen an Fett ,
Käse und Milch einen entspre¬
chenden Ausgleich durch er¬
höhte Fleischzuteilungen zu
geben ,b) die vorgesehene Ausgabe von
Trockenmilch nicht auf die
Städte mit über 50 000 Einwoh¬
ner zu beschränken , sondern auf
alle Gemeinden auszudehnen , in
denen die Versorgung der Nor¬
malverbraucher mit Frischmilch
nicht gewährleistet ist .

Zu Beginn der Sitzung gab Land -
*>rtschaftsminister Stooß einen Re¬
chenschaftsbericht . Aus ihm geht her -
V°T, „daß in den kommenden Monaten
h*ch den bisherigen Plänen der Brot -
»etreideimport zurückgehen wird und

fUaß bei Aufrechterhaltung der hohen
: " totration in Bälde die eigene Ernte
veitgehend herangezogen werden
3™.“**. Das heißt mit anderen Worten ,
liÜ? <*le 330000 * monatliche Getreide -

: 3^ erungen nicht gesichert sind , und
~ - ** ^ ir spätestens bis Ende des Jah -

jv* die eigene Erzeugung verbraucht

i vJS6 Rede des Ministern konnte nicht
iJ2 “®fgen, wie sich hinter der bizona-

b Ernährungsregelung immer wieder

Äcdn -A*

partikularistische Sonderinteressen be¬
merkbar machen , die sich zum Scha¬
den insbesondere auch unserer eigenen
Heimat auswirken . In der Kartoffel¬
wirtschaft ist der Hektarertrag für
Württemberg -Baden mit 114 dz festge¬
setzt , während die britische Zone ein
Soll von 120 dz trotz der wesentlich
besseren Ernte hat . Dort geht man in
einzelnen Ländern nun einfach dazu
über , 2 Zentner Kartoffeln auszugeben ,
während bei uns kaum 1 Zentner ge¬
sichert ist . Die Militärregierung hat
bisher einen Ersatz für die fehlenden
Kartoffeln der laufenden Periode ver¬
weigert .

Zur Obstversorgung gestand der Mi¬
nister nur ein , daß nicht alles ganz
reibungslos verlaufen sei . Eine Bewirt¬
schaftung bis zum letzten Zentner sei
aber praktisch unmöglich . Zwischen¬
ruf des Ab®. Schreck (KPD ) : „Noch
nicht einmal die Hälfte ist erfaßt wor¬
den .“

Von der 8 Millionen dz betragenden
Gesamt -Obsternte seien nach einer

Auskunft Dr . Eisenmanns nur 2,6 Mil¬
lionen dz erfaßt und nur 1 Million dz
geliefert , erklärte Abg . Margullis
(DVP ) , und „was nach dem März wer¬
den soll , weiß niemand “ .

Abg . Nuding (KPD ) wandte sich
scharf gegen die immer stärker wer¬
dende Kommuinistenhetze . Die heutige
Zwangswirtschaft , die der Abg . Mar¬
gullis so beklage , sei das legitime Kind
der so gefeierten freien kapitalisti¬
schen Wirtschaft Die Reichsnähr¬
standsbürokratie sei von eben jenen
bürgerlichen Parteien geschaffen und
erhalten worden , die hier ein Geschrei
darüber anstimmten . „Die freie Wirt -
tiative “ sei die Initiative der Schieber
und Gauner . Abg . Nuding brachte tref¬
fende Beispiele , die seine Ausführun¬
gen unterstrichen . Wir können dem
Bauern nur dann auch in der Preis¬
frage helfen , wenn es gelingt , durch
Kontrolle der industriellen Produktion
ihm Gerät und Maschinen zu ver¬
schaffen . .

Zum Marshallplan
Hier spricht der Dollar . . .

„Der Marshall -Plan kann , wenn er
konsequent genug verwirklicht wird ,
zur Gesundung des Welthandels bei¬
tragen ."

(„ Handelsteil des Tagesspiegel “
vom 27 . September 1947) .

„New York (DPD ) . Dr . Schumacher
bezeichnet « in einer Pressekonferenz
in New York den Marshall - Plan als
.einzige Rettung für die werktätige Be¬
völkerung *. Seine Verwirklichung wer¬
de die wirtschaftliche Gesundung nicht
nur Deutschlands , sondern ganz Euro¬
pas zur Folge haben .“

(„Der Tagesspiegel “
vom 27 . September 1947) .

. . . Hier spricht das Volk
„Der Marshall -Plan hat sich direkt

aua der Rede Byrnes ln Stutgart ent¬

wickelt , als er die allgemeine Politik
aufzeigte , die zu einer Teilung
Deutschlands , dessen Auf¬
spaltung in halbautonome
Staaten und zur ausschließlichen
anglo -amerikanischen Kdntrolle der
Ruhr führen sollte . . . Die Truman -
Doktrinäre sind entschlossen , den Bri¬
ten die Kontrolle des Ruhrgebietes zu
entreißen , ihnen den Hauptstützpunkt
in Europa zu nehmen und Bevins An¬
kündigungen über die bevorstehende
.Sozialisierung “ der Ruhr im
Keime zu ersticken , während
sie Frankreich in einen Block unter
amerikanischer Kontrolle hineinzwän¬
gen .

(James G . Allen in der amerika¬
nischen Monatszeitschrift „Poli¬

tical Affaires " vom Juli 1947J

Vor den Gemeinde wählen
Von Anefte Langendorf
Im württembergisch - badischen

Landtag wurde in der vergangenenWoche ein Wahlgesetz zur Gemein -
dewahl in Württemberg -Baden be¬
handelt . Das Gesetz hat eine kleine
Vorgeschichte . Vor ungefähr sechs
Wochen wurde vom Innenministe¬
rium an die größeren Städte eine
Anfrage gerichtet , wie sie sich zu
einem Ermächtigungsgesetz stellen ,mit dem ermöglicht werden soll,noch vor Ende des Jahres die Ge¬
meindewahlen in Württemberg - Ba¬
den durchzuführen . Die große Eile
war verdächtig , denn Gemeindewah¬
len »och vor Ablauf des Jahres
lassen nicht mehr zu , ein ordnungs¬
gemäßes Wahlgesetz , oder gar eine
Gemeindeverfassung zu schaffen , die
ja die Vorbedingung einer ordnungs¬
gemäßen Gemeindewahl sein müßte .
Innenminister Ullrich versuchte das
Vorgehen des Ministeriums damit zu
rechtfertigen , „daß sich die Verhält¬
nisse in den nächsten Monaten stetig
verschlechtern werden und deshalb
ein schlechtes Wahlklima schaffen
würden und die Stimmabgabe der
Wähler nicht mehr mit Ueberlegung ,sondern verärgert oder verzweifelt
erfolge .“ Trotz dieser Argumenta¬
tion begegnete das Ermächtigungs¬
gesetz heftigem Widerstand . Das Mi¬
nisterium mußte es fallen lassen . In
Eile soll nun eine Wahlordnung ge¬
schaffen werden , die noch vor dem
7 . Dezember rechtskräftig werden
soll.

Die Regierung hält am 7. Dezem¬
ber als Wahltermin fest . Dazu muß
man aber wissen , wie und was man
wählen soll, kurz , es muß eine Ge¬
meindeordnung vorhanden sein . Diese
bis dahin zu schaffen , ist unmöglich .
Deshalb soll nun im Landtag eine
Wahlordnung ausgearbeitet werden .
Diese nimmt der zu schaffenden Ge¬
meindeordnung eine Reihe wichtiger
Fragen vorweg . So muß z. B . be¬
stimmt werden , wer -wählen und
wer gewählt werden darf , wobei die
Frage der Mitläufer und Minderbe¬
lasteten keine kleine Rolle spielt . Bei
der Praxis unserer Spruchkammern
dürfte eine Person , die befähigt ist ,
einen Landrats - oder Bürgermeister¬
posten zu bekleiden , kaum ein un¬
beschriebenes Blatt in der Nazizeit
gewesen sein , weshalb wir Kommu¬
nisten ihnen wohl das aktive , nicht
aber das passive Wahlrecht geben
wollen . Innenminister Ullrich hoffte ,
unseren Entschluß dadurch zu er¬
schüttern , daß er den russischen
Oberbefehlshaber in Deutschland ,
Marschall Sokolowski zitierte , der
durch Verordnung den Mitläufern
auch das passive Wahlrecht sichert .
Unser Sprecher erklärte jedoch , daß
wir uns nicht nach Marschall Soko¬
lowski , sondern nach unseren Ver¬
hältnissen richten müßten . In der
Ostzone wird bekanntlich die Ent¬
nazifizierung nach anderen Gesichts¬
punkten und viel gründlicher als
hier durchgeführt . Es muß das
Wahlalter , die Ansässigkeitsdauer
der Wähler , die Amtsdauer der Ge¬
meinderäte , Landräte und Bürger¬
meister usw . festgesetzt werden . Von
Wichtigkeit war gerade für uns Ba¬
dener im Landtag die Form des Ge¬
meindeparlaments . Wir hatten frü¬
her außer den Gemeinderäten die
Bürgeraussdiüsse , die eine der demo -

(Fortsetzung auf Seite 9
•r *-
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Vor den Gemeindewahlen
(Fortsetzung von Seite l )

kratischsten Einrichtungen darstell¬
ten . Man versuchte sie mit dem Hin¬
weis , daß man ein Zweikammer¬
system ablehne , abzutun. Nun han¬
delt es sich aber bei den Bürger¬
ausschüssen keineswegs um ein
Zweikammersystem , da der Bürger¬
ausschuß zusammen mit den Ge¬
meinderäten die alleinige Körper¬
schaft war , die Beschlüsse fassen
konnte . Der Vorteil der Bürgeraus¬
schüsse war ihr Kontrollrecht und
die Möglichkeit , die Arbeit der ge¬
wählten Vertreter auf breitere Schul¬
tern zu verteilen . Innenminister Ull¬
rich gestand nun den beiden Städten
Badens , Mannheim und Karlsruhe,
die gleichgroße Zahl an Gemeinde¬
räten wie Stuttgart zu, also 48 . Da¬
durch ist ein gewisser Ausgleich
gegenüber dem badischen System ge¬
schaffen .

Etwas vollkommen Neues ist für
uns in Baden die Art der Wahl.
Durch das sogenannte Kommulieren
und Panaschieren soll weitgehendst
die Persönlichkeit des zu
Wählenden in den Vordergrund ge¬
stellt werden . Es kompliziert aber
den Wahlgang ungeheuer .

Schon aus diesen wenigen Andeu¬
tungen ist zu ersehen , welch großer
Fragenkomplex zu klären ist , ghe an
die Wahl gegangen werden kann.
Wir Kommunisten wandten uns ent¬
schieden gegen eine Uebereilung und
verlangten die Ausarbeitung einer
guten Gemeindeordnung , zumindest
aber einer gründlich durchgearbeite¬
ten Wahlordnung . Diese rechtzeitig
fertigzustellen , ohne die Wahlvorbe¬
reitungen einzuengen , ist bis 7. De¬
zember kaum möglich. Typisch ist,
daß der von der Regierung ausge¬
arbeitete , nicht dem Parlament vor¬
gelegte Gesetzentwurf bereits bei
einer Schulung von Verwaltungs¬

beamten als Lehrmaterial verwandt
wurde . Nach dem Entwurf ist vor¬
gesehen , daß die Legislaturperiode
6 Jahre betragen soll , wobei alle
3 Jahre die Hälfte der Gemeinde¬
ratsmitglieder durch Wahl erneuert
wird . Angesichts der vollkommen
ungeklärten Verhältnisse , in denen
wir leben — wir haben noch keinen
Frieden , viele Kriegsgefangene sind
noch fort , die Währungsreform
steht bevor , die Flüchtlingsfrage ist
nicht geregelt — ist es widersinnig ,
auf so lange Dauer die Gemeinde¬
verwaltungen zu wählen . Wir wen¬
den uns gegen die vorgesehene
Amtsdauer der Bürgermeister von
9 oder 12, wie die der Landräte von
6 bis 9 Jahren . Es handelt sich in
diesem Falle um Wahlbeamte, was
ja auch aus der Bestimmung , daß
sie durch Urwahl gewählt werden
müssen , hervorgeht . Dann müssen sie
aber auch mit den neuen Gemeinde¬
parlamenten neu gewählt werden,
um der Willensbildung der Wähler
Rechnung zu tragen . Auch der Ein¬
wand , daß bei den heutigen Auf¬
gaben eines Bürgermeisters speziell
im Hinblick auf den Städtebau ein
rascher Wechsel nicht erwünscht sei,
ist nicht stichhaltig , denn schließlich
wird nicht der Bürgermeister als
Person , sondern das Gemeindeparla¬
ment diese Aufgaben lösen.

Dies ist nur ein kleiner Ausschnitt
der stehenden Probleme . . Ob alle
diese Fragen in so kurzer Zeit eine
befriedigende Lösung finden können ,
ist zweifelhaft . Immerhin ist damit
zu rechnen , daß die bürgerlichen
Parteien kein Mittel unversucht las¬
sen , den Termin einzuhalten . Die
schaffende Bevölkerung hat dann
den Beweis zu erbringen , daß ihr
Kampf um die Besserung ihrer Le¬
bensverhältnisse nicht „wahlklima¬
tisch" bedingt ist .

Hoffnungen ein Selbstbetrug !
USA-Abgeordneter über den Marshallplan

Der republikanische Abgeordnete
Francis Case (USA) richtete eine
ernste Mahnung an die europäischen
Länder , dem Selbstbetrug hinsichtlich
der von den Vereinigten Staaten zu er¬
wartenden finanziellen Hilfe ein Ende
zu bereiten . Es sei ein verhängnisvol¬
ler Irrtum , den Marshall -Plan als fest¬
stehende Tatsache zu betrachten .

Der Abgeordnte gab seine Erklä¬
rung bei der Rückkehr von einer vier¬
wöchigen Studienreise durch England
und den europäischen Kontinent ab,
die er zusammen mit 18 anderen Mit¬
gliedern eines Kongreßausschusses für
Auslandshilfe durchgeführt habe .

Niemals sei Außenminister Marshall
vom Kongreß ermächtigt worden ,
Europa ein finanzielles Hilfeangebot
der Vereinigten Staaten zu machen .

Case legt die verfassungsmäßigen
Hürden dar , die dem Hilfeprogramm
entgegenständen und erklärte :

„Es hat für die^ europäischen Län¬
der keinen Zweck,' sich über diese An¬
gelegenheit etwas vorzumachen . Den

hilfesuchenden Ländern wäre besser ge¬
raten , wenn sie nicht zuviel Hoffnung
auf Hilfe von außen setzen , und statt -
dessen alles erdenkliche versuchen
würden , was sie aus eigener Kraft tun
können . Ständig sei vom Marshall -An¬
gebot die Rede,“ fuhr der republikani .
sehe Abgeordnete fort . „Dieser Begriff
sei in England und ganz Europa All¬
gemeingut geworden und unglück¬
licherweise haben das amerikanische
Außenministerium oder die amerika¬
nische Verwaltung nichts getan , um
diesen Begriff richtig zu stellen , wie es
ihre Pflicht gewesen wäre . Nichts sei
unternommen worden , um die Völker
über die wahre Situation aufzuklären ."

Case wies sodann auf die niedrigen
Beträge hin , die für eine Zwischenhilfe
zur Verfügung ständen und die man¬
chem die Augen geöffnet haben müß¬
ten . Auch der britische Außenminister
Bevin habe , als er bei Verkündung
des sogenannten Marshall -Planes mit :
beiden Händen zugriff , einen Weg ent-
worfen , der in keiner Weise durch die
Tatsachen gerechtfertigt sei .

Befreiung von Wallsbeet notwendig
„Von Grund auf angefault“

Simpfendörfer und sein „Fall“
CDU stellt die Dinge auf den Kopf

Die Stuttgarter „Volksstimme“
schreibt über den Ausgang des Falles
Simpfendörfer und die Reaktion , die er
bei der CDU -Führung hervorgerufen
hat , folgendes :

Der Spruch gegen den CDU-Führer
Wilhelm Simpfendörfer hat den Schluß¬
strich unter eine Entwicklung gezogen,
die geeignet war , das Vertrauen der
Bevölkerung in den Landtag und in
die Regierung zu erschüttern . Man
6ollte meinen , auch die CDU würde
aufatmen .

In einem Kommentar zu dem Urteil
beliebt sich die „Union" so auszudrük -
ken , als ob die Ehre und das Ansehen
Simpfendörfers und darüber hinaus der
CDU mit verwerflichen Mitteln er¬
schüttert werden sollte. Man sollte
meinen , daß nach den erwiesenen Tat¬
sachen die CDU alle Ursache hatte , mit
diesem Ausgang zufrieden zu sein und
nicht erst noch mit großem Stimmen¬
aufwand die Affäre Simpfendörfer zu
einer solchen der CDU schlechthin zu

machen . Statt dessen wird angesichts
des Minderbelasteten Simpfendörfer da¬
von gesprochen , daß aus der Not und
Bitterkeit unseres Volkes von verant¬
wortungslosen Menschen für Ihre poli¬
tischen Zwecke Kapital geschlagen
werde . Weiter sei eine schwere Krise
unseres politischen Neuanfangs und
eine weitgehende Diskreditierung der
Demokratie die Folge gewesen und das
Volk könne nicht verstehen , daß Presse
und Rundfunk dieser Sensation soviel
Raum schenkten und der Landtag
wertvolle Tage opferte .

Sehr richtig ! Nur ist es notwendig,
das Kind wieder auf die Beine zu stel¬
len . Wir halten es für ziemlich ge¬
wagt , aus der Not des Betroffenen
Simpfendörfer eine Not unseres Vol¬
kes zu machen . Es hätte an ihm gele¬
gen, seiner Partei und nicht zuletzt
auch sich selbst diese zu ersparen . Daß
er der verfassungs - und gesetzgeben¬
den Körperschaft eine Diskreditierung
ersparen würde , hätte man von ihm er-

Dos Gesetz in seiner majestätischen
Gleichheit verbietet Armen wie Rei¬
chen unter Brücken zu schlafen , auf
Straßen zu betteln und Brot zu
stehlen . Anatole France .

Träger der rofen Fahne
So nennt Upton

Sinclair den großen
Meister der franzö¬
sischen Dichtkunst ,
Anatole France , der
im Alter von 52 Jah¬
ren ais würdig be¬
funden wurde , in die
Reihen der -40 Un¬
sterblichen Frank¬
reichs “ erhoben zu
werden , d . h . in die
französische Akade¬
mie zu Paris aufge¬
nommen wurde , und
nun , auf der Höhe

• eines Ruhmes , statt dem Beifall von
Paris zu lauschen , sich Schritt für Schritt
«um Sozialismus bekannte , Ja als Akade¬

miker Sozialist wurde . Die Bourgeosle
Frankreichs , die ihn nun einmal zu den
„unsterblichen Richilieus “ zugelassen
hatte , konnte ihn nicht mehr loswerden .
Sie mußte Zusehen , wie er sich beim
Ausbruch des Kampfes um den Fall Drey -
fuß mit Emile Zola , den er vorher als
Schriftsteller bekämpft hatte , in die
Schranken warf und gegen eine Justiz
Stellung nahm , die einen Menschen ver¬
urteilte , der ' nur eines Vergehens be¬
schuldigt werden konnte , nämlich : Jude
zu sein ; sie mußte Zusehen , wie er Ro¬
mane schrieb mit radikaler Tendenz und
in Arbeiterversammlungen redete , was
„ehrbare Zeitungen “ nicht wiedergeben
konnten ; sie mußte Zusehen , wie er auf
den Straßen von Paris , eine rote Fahne
tragend , gegen die Freisprechung des Mör¬
ders Jaures demonstrierte ; sie mußte Zu¬
sehen wie er , einer dieser 40 Unsterb¬
lichen den Kampf gegen die andern 39
aufnahm und ihnen beweist , daß ihre
Kunst nicht der Freiheit und Gerechtig¬
keit , sondern den Interessen der herr¬
schenden Klasse diente .

Anatole France Ist am 1«. April 1044 als
Sohn eines Buchhändlers in Paris gebo¬
ren und lernte schon als Knabe die Werke
der Großen aller Länder und Sprachen

„Wenn die reaktionären Kapitalisten ,
die gegenwärtig die Kontrolle über die
Regierung ausüben , nicht verjagt wer¬
den , dann werden sich die Vereinigten
Staaten einer Krise gegenübersehen ,
die schlimmer sein würde als die vom
Jahre 1929,“ erklärte der ehemalige
Vizepräsident der USA, Henry Wal-
lace , in seiner Rede in Boston. Das
Land müsse von der Vorherrschaft der
Wallstreet befreit werden .

Der Redner kritisierte die amerikani¬
sche Außenpolitik , die er als „von
Grund auf angefault “ bezeichnete und
wandte sich dagegen , daß die Außen¬
politik der Vereinigten Staaten in Frie¬
denszeiten von einem General bestimmt
werde .

In der neuesten Ausgabe seiner

Tödliche Krise des Kapitalismus
Großbritannien sollte einer gefährli¬

chen und einseitigen Bindung an die
USA und Westeuropa durch Entwick¬
lung und Ausweitung seiner Handels¬
beziehungen mit den Staaten des demo¬
kratischen Aufbaues in Osteuropa und
der Sowjetunion entgegen wirken , er¬
klärte K . Zilliäzus im Namen der acht
Parlamentsmitglieder der Labour -

warten müssen . Daß Simpfendörfer ,
nachdem seine Belastung offenbar ge¬
worden war , von der CDU nochmals
demonstrativ zu ihrem Vorsitzenden
gemacht wurde , spricht weder für ihn
noch für sie . Er durfte nie darauf spe¬
kulieren , daß sich etwa gegen den.
Landtagsabgeordneten , Par¬
te i v o r s i t ze n d e n und Kult¬
minister Simpfendörfer kein Klä¬
ger finden würde . Wenn die „Union“
uns heute noch weismachen will , daß
nicht der Beklagte , sondern der Klä¬
ger schuldig sei , angefangen von
FKM, den man sogar schon inqui¬
sitorisch zum Kommunisten gestem¬
pelt hatte , dann ist das beklagenswert .

cri .

kennen . Besonders studierte er die Dich¬
ter seines eigenen Landes . Seine Bildung
erhielt er im Colledge Stanislas und wid¬
mete sieh dann den literarischen Arbei¬
ten . Bereits als 21jähriger veröffentlichte
er den Roman „Das Verbrechen des Sil -
vestre Bonnard “ . Dieses Werk wurde von
der französischen Akademie gekrönt . In
Paris genoß er die Gunst einer geistrei¬
chen Französin , die ihm in ihren Salons
die Bekanntschaft mit Verlegern und Kri¬
tikern vermittelte . 189« wurde er selbst
in die academie francalse aufgenommen .
Angeregt durch den Dreyfuß -Prozeß fin¬
det Anatole France zum Sozialismus und
wird ein Kämfer für die Erneuerung der
menschlichen Gesellschaft .

Der Amerikaner Upton Sinclair erkennt
in den Werken Anatole Frances eine selt¬
same Studie des Ringens zwischen der
alten pessimistischen , zynischen Kultur
des Kapitalismus und der neuen schöpfe¬
rischen Kultur des Proletariats . Beide
Kulturen sind völlig unvereinbar , und
dennoch glaubte France an beide . Er war
mit seinem bewußten Verstand und sei¬
ner Urteilskraft ein sozialer Revolutionär ,
blieb aber , beeinflußt von der ererbten
Kultur , jener altertümlichen Anhäufung
von Verzweiflung und Angst , die er mit

Zeitschrift „New Republic “ schreibt H.
Wallace:

„Ich habe überhaupt kein Vertrauen
zu irgendeiner Form des Marshall -Pla- ;
nes , da er Westeuropa in Gegemsatz zu ;
Osteuropa bringt . Die USA werde da- 3
von, daß sie Milliarden von Dollar zum 3
Druck auf Regierungen und Völker]
verwenden , nichts als Haß ernten . Re- 1
aktionäre , die glauben , daß die Ver-J
einigten Staaten ihre Haut retten , wer
den allerdings die USA preisen . Die
Arbeiter jedoch werden die USA has4
sen, weil die Vereinigten Staaten ihre
Ansicht nach versuchen , reaktionär «^
Regierungen zu unterstützen oder ein-
zusetzen und das Wirtschaftssystem von 3
Westeuropa zum Vorteil der Wallstreet ■
zu beeinflussen .

Party , die sich unter seiner Führung
eine Woche jn der CS® aufgehalteo
hatten , vor der tschechoslowakischen
Presse . Sie seien der Ueberzeugung , so
sagte er , daß die Krise , in der sich
Großbritannien und ein großer '"eil der
Welt befinden , die tödliche Krise des
Kapitalismus sei . Der einzige Ausweg
liege in einem wei ' ^ren Streben zum
Sozialismus. Die britischen Beziehun¬
gen zur Sowjetunion und Osteuropa
könnten zum gegenseitigen Nutzen ver¬
bessert werden .

Die britischen Parlamentsmitglieder ,
betonten in einer gemeinsamem- Erklä - '

rung , daß es zu spät sei , den Kapita- '

lismus in Europa wieder herzustellen.
Schon der Versuch würde im Ergebnis
keinesfalls zu einer Verbreiterung der
Demokratie , sondern , wie es in Grie¬
chenland der Fall sei , zu einem Wie¬
deraufbau des Faschismus führen . Die
Abgeordneten unterstrichen , daß die
Labour-Party , die Gewerkschaftsbewe¬
gung und die überwältigende Mehrheit
des britischen Volkes in dem Ent¬
schluß vereint seien , keinen neuen
Krieg zuzulassen . Die gegenwärtige bri¬
tische Außenpolitik dürfe nicht als
Ausdruck des Willens der gesamten
Labour -Party angesehen werden .

dem Staub in seines Vaters Buchhau
lung eingeatmet hatte , Fatalist und 8P®~

ter .
Er starb hoch an Jahren , am 13 . OlrtJJ

ber 1924 in Paris . Heute ehrt Frankreich
diesen großen Sohn indem es ihm
Pantheon eine Grabstätte bereitet ha -

Worte Anatole Frances : ..
„Vernunft , Weisheit , Einsicht fy,

Mächte des Gemüts und des Verstand »»

denen ich immer versuchte ergeben jo
neuen ich uitutci vcisuu nc cigcu »- fi
sein , kommt mir zu Hilfe , kräftigt me®

Stimme , tragt sie , wenn es möglich 51
zu allen Völkern der Welt und verbrenrg
sie unter allen , die guten Willens suriM
die segensreiche Wahrheit zu hören ,
neue Welt wird geboren . Die Mächte '

Finsternis liegen im Sterben , vergnj
von ihren eigenen Verbrechen ! Die -
gierigen und die Brutalen , die Zer »
der Völker , haben sich den Mageh
Blut verdorben . Wie tief sie auch Ll-
die Sünden ihrer blinden und korivp
Herren verwundet sind zerfleischt
dezimiert , die Arbeiter bleiben au
und wir werden die große sozial !
Prophezeiung erfüllt sehen : Die ve
gung der Arbeiter wird der Friede s
Welt sein .“
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Gesamtdeutsche Gewerkschaüspolüik
Kongreß aller Gewerkschaften Deutschlands notwendig

DER WOCHE

den , entweder die eine oder die an¬dere dieser beiden gewerkschaftspoli¬tischen Richtungen anzunehmen. Die
Gewerkschaftspolitik für die nächsten

z l * brennendsten Frage der Ge- Gewerkschaften des FDGB , die in den Zufl»
1
überladen bleiben

^
Dê ErnSwerkschaftsbewegung ln Deutschland Grundsätzen des FDGB verankert ist . der Sit^ation ^ rfordert daß wir in

Hans Te
e
ndreTäy

e‘
dfS Vorsitzenden DieseGrund^itze sehen vordleinnere sachlicher, kameradschaftlicher Fern «• “ • » « Süaung der Sowjetregierung ;

d^
n

^ DGB nachstehenden Ahdimrir ■ Einheit der freien Gewerkschaftenund unter weitgehendster Mithilfe aller ^emn wird Vorsitzender desdes FDGB nachstehenden Abdruck . die Bekämpfung aller solcher Ideo - deutschen Gewerkschaftskollegen ein „Die sehnlichst gewünschte Verein !- logien, die gegen die Interessen der möglichst umfassendes gewerkschafts- 9' 19' 1837
gung aller deutschen Gewerkschaften Arbeiter und Angestellten und des politisches Programm herausarbeitenmuß nun Tatsache werden. Es ist werktätigen Volkes gerichtet sind . Die das die Gegenwart richtig einschätzt’selbstverständlich, daß eine Vereini- andere politische Gewerkschaftsrich- umsichtig und weitsichtig die Inter-gung unserer Gewerkschaften nicht tung findet Befürworter und Anwen- essen der Mitglieder vertritt , dennur eine organisatorische sein kann, düng im Westen Deutschlands. Die Werktätigen und dem deutschen VolkeWir wollen die Vereinigung in Über- Hauptmerkmale dieser Politik sind : nützlich ist und einem dauerhafteneinstimmung mit der großen Masse „Konzentration auf rein gewerk- Frieden dient .schaftliche Fragen , wie Lohn - und

1547

aller Gewerkschaftler aus allen Zo¬
nen und verfolgen dabei das Ziel , die
Interessen des werktätigen deutschen
Volkes in der denkbar besten Weise
zu vertreten.

Ein gesamtdeutscher Gewerkschafts¬
kongreß wird deshalb Stellung neh¬
men müssen, nach welchen politischen
Gesichtspunkten die Interessenvertre¬
tung zu geschehen hat. Eine Gewerk¬
schaftsbewegung, frei vom Unterneh¬
mertum und unabhängig vom Staat
oder einer politischen Partei, muß ein
politisches Konzept haben , eben eine
festgelegte , von einem demokratisch
gewählten Kongreß beschlossene Ge¬
werkschaftspolitik.

Tarifpolitik,Arbeitsrecht und Sozialpolitik,
Ich betrachte es als selbstverständ¬

lich, daß dabei die bisher in unserer
Bewegung angewandte Gewerkschafts-

Rates der Volkskommissare .
Charles Fourier , utopischerSozialist , gestorben .
Cervantes , Dichter des Don
Quichote , geboren .

10. 10. 1807 Aufhebung der Erbuntertänig¬
keit der Bauern in Preußen
unter Freiherrn vom Stein .

11. 10. 1844 Emst Schneller , Mathes The¬
sen und zahlreiche andere Ar¬
beiterführer ermordet .

1825 Conrad lerdinand Meyer ,
Dichter , geborenS — Karl .seiner

£ hen WirSff KettUng ^ « STSTu ^
“
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vorläufige Zurückstellung Her an» 'a Nachhitlerdeutschland mitbestimmend
Ähen Idee g über Deutschlands Sein oder Nicht-
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schroffe Ablehnung einer '0st Poli- ^ ÄÄ '
kerbund und der Abrüstungs¬
konferenz .

1891 Erfurter Programm der So¬
zialdemokratischen Partei
Deutschlands angenommen .

Schrift ,,Militarismus und An¬
timilitarismus “ zu l % Jahren
Festung verurteilt .

1492 Columbus landet in Amerika «
13. 10. 1943 Italien erklärt Nazi -Deutsch¬

land den Krieg .
1924 Anatole France , französischer

Schriftsteller , gestorben .

Welt wiedergewinnt und dadurch dieDer von allen deutschen Gewerk- Voraussetzungendafür schafft, daß dasschäften angestrebte Kongreß der deutsche Volk wieder menschenwürdigfreien Gewerkschaften Deutschlands besser und glücklicher leben kann p1«
Die gesamtdeutsche Gewerkschafts- S0lWe nicht vor die Frage se9tellt wer' in Vergangenheit,

bewegung kann und darf sich nicht
erlauben, auf eine den Notwendigkei¬ten angepaßte, fortschrittliche, dem
werktätigen Volk und darüber hinaus
der deutschen und internationalen Ar¬
beiterklasse, einem dauerhaften Frie¬
den dienende Gewerkschaftspolitik zu

Gegen Hunger und Wfnlersnof !
Neckarstadt-West folgt dem Ruf der KPD

_ _ _ r _ _ Schon am frühen Morgen herrschte griff Landtagsabgeordnte Langen - kes auftreten, geschildert hatte, kamverzichten. Ebensowenig darf die Ge- au* dem Marktplatz der Neckarvor- d o r f das Wort . Eindringlich wies sie sie auf die bewußt in die Massen ge-
werkschaftspolitik in ihrer Auswir- Stadt ein reges Gedränge. Die Bevölke- auf den Ernst der Ernährungslage und tragene Kriegspsychose zu sprechen:kung die gesamte Arbeiterbewegung rung des Stadtteiles Neckarstadt-West auf die Schrecken des bevorstehenden „Wir Frauen werden eine Mauer sein
schädigen und dem Kapitalismus nutz- war “em Rufe der Kommunistischen Winters hin . Die verantwortlichen Be- gegen die Kriegstreiber. Wir werden
bringend sein. Es wird der Sinn und R®rlei gefolgt. 850 Männer und Frauen hörden und Minister Stooß haben wie¬
der Zweck eines kommenden gesamt- füllten das Zelt des Paulsen'sehen Som - der einmal versagt. An Stelle einerdeutschen Gewerkschaftskongresses mertheaters. Keine andere Partei war vernünftigen, den vorhandenen Mög- _ _ . .. .sein, für die gesamte deutsche Ge- Pusher in Mannheim in der Lage, ein lichkeiten und den Bedürfnissen des bildeten die Ausführungen unseres Be-
werkschaftsbewegung eine einheit- ähnliches Bild in Versammlungen auf- Volkes entsprechenden Planwirtschaft zirksvorsitzenden Willy Grimm . Erliehe , für alle Gewerkschaftseinheiten zuzeigen, wie dies bei denen der Kom - haben sie zu der ihnen gewohnten Me- führte aus , daß die Größe des nationa -
gültige und von jeder Einheit durch - rnunistischen Partei der Fall ist. thede der Zwangswirtschaft mit all len Unglücks erwarten ließ , daß das
geführte Politik festzulegen und eine Stadtteilversammlungender Kommuni - ihren unangenehmen Begleiterschei- deutsche Volk die Lehren aus der Ver-
Leitung zu wählen, die für die Durch- stischen Partei überbieten in der Be- nungen Zuflucht genommen. - - — J — !i J o _vi . . o

keinen Krieg m«hr dulden!“ , rief sie
aus.

Den Höhepunkt der Veranstaltung

gangenheit ziehen und mit dem Schluß
führung dieser Politik Sorge trägt und sucherzahl den Durchschnitt der Ver - Nachdem sie in eindrucksvoller machen würde, was das Charakteristi -
die Interessen der Mitglieder in jeder Sammlungen anderer Parteien, die sie Weise die Arbeit der Kommunist!- kum der Diktatur Hitlers ausmachte .
Beziehung wahrt. i*® Rahmen Groß-Mannheims durch- sehen Vertreter in Landtag und Stadt - „Es ist klar und selbstverständlich, die-führen. . rat , die immer als Verteidiger der jenigen zu entmachten, die Schuld amNach kurzen Eröffnungsworten er- wahren Interessen des schaffenden Vol - Kriege und unserem Elend sind: Die

Junker , die immer in Deutschland die
Offizierskammarillastellten , die mono¬
polkapitalistischen Kriegsverbrecher
und Kriegsgewinnler.“

_ . , , , Die Entwicklung in den Westzonen
io* ,,_ _ i, Wohl am schlimmsten wenden unsere Schaufenstern folgende Anschrift Ie- zeige aber ein anderes Bild. Die Mo-* Hl a ™n der ^ meinen Not be- Ladenburg und konnte an einigen nopolkapitalisten wären immer nochSä« *? » ,?* 9 rnnnvÄ ^oNen. Gerade sie, deren Gesundheit - sen: „Alte Leute über 70 Jahre er- die Beherrscher von Schlüsselposition

In der deutschen Gewerkschaftsbe¬
wegung zeichnen sielt im dritten Jahrenach der Niederschlagung desHitleris-
mus bereits zwei gewerkschaftspoli¬tische Richtungen ab . Die eine ist diedes FDGB in der sowjetisch besetztenZone und des FDGB Groß-Berlin. Sie

Unsere Alien hungern

tätigt auf dem 2 . FDGB-Kongreß so- zustand und Allgemeinbefinden beson- halten”
ein Pfund Trockenmilch“ . nen , die Verwaltungen seien ein Tum-wie in mehreren Delegiertenkonferen¬

zen und Kongressen der Berliner Or-
*
iSt mitb6 ' ?en Ernährungslage am meisten zu milch Oder Marmelade

”aüfrufen"
,
"
dämit steräüf ' lhrem '_

Großgrundbesitz.
" Diestimmend und findet ihre Anwendung leiden. wir unser Brot nicht trocken essen Sozialisierungspredigt Dr . Schuma -

Ein kleiner Handwerker aus Käfer- müssen ? Ich bin jetzt zweiundsiebzig chers -
tal schreibt uns folgendes:

durch die Industriegewerkschaftenund

Zur Frage des Interzonalen
Zeitungsaustausches

derer Pflege und sorgfältiger Betreuung Könnte man nicht auch in Mannheim melplatz reaktionärer Elemente und diebedürfte.^haben unter der schwieri- als Ersatz für Frischmilch Trocken- Junker säßen nach wie vor unangeta -- - -- - - f ihrem Großgrundbesitz. Die
ierungspredigt Dr . Schuma -
- inzwischen hat er sie aufgege -

Jahre alt und lebe nur von dem, was ben und das Hohelied auf den Mar-
auf den Karten aufgerufen wird . Ich shall-Plan angestimmt — haben dem

deutschen Volk keinen Weg aus dem„Seit Monaten erhalten wir alten habe stets ohne Unterbrechung gear-Leute über siebzig Jahre eine Milch - beitet und alle meine Invalidenkarten Chaos gewiesen. Es wurde damit nurkarte mit täglich % 1 entrahmter lückenlos geklebt. Wenn es nicht bald verschuldet, daß wie nach 1918 , als der
Einige westlich lizenzierte Zeitungen Frischmilch. Leider bekommen wir, mit der Ernährung besser wird, dann Sozialismus auf den Plakaten mar-

veröffentlichten eine Meldung der wenn wir Glück haben, diese Milch müssen wir alten Leute so langsam schierte , die Reaktic. auch wieder die
DPD, wonach der Versand von Zeitun- monatlich nur 8—9mal . Als Ersatz für verhungern, denn wir sind nicht in der Zügel in Staat und Wirtschaft fester
gen, die in den westlichen Sektoren üie fehlende Milch erhalten wir alle Lage, uns zusätzliche Lebensmittel auf in ihre Hand bekommen hat.Berlins verlegt werden, in die sowjeti- vier Wochen zwei Handkäse, deren dem Lande oder anderweitig zu be- Sehr ausführlich beschäftigte sich

Vor einigen Tagen war ich nun in und unsere Gesundheit nicht mehr.

SfaiUverwaUung gegen Kleingarienbeslfzer

sehe Zone angeblich unterbunden sei . Qualität nicht gerade einwandfrei ist. schaffen. Das erlaubt uns unsere Kraft Genosse Grimm mit dem Prob ern der
SNB ist bevollmächtigt mitzuteilen, daß — - - *-’u — " " ~ . . ” - - - r <.n~
diese Mitteilung den Tatsachen nicht
entspricht. Die sowjetischen Organehaben im Gegenteil Anweisung gege¬ben , der Einfuhr von Zeitungen Im
Rahmen des interzonalen Austausch- Wer weiß, wie sich die Kleingarten- unter städtischer Verwaltung.Übereinkommens keine Hindernisse in besitzer in der Jetztzeit abmühen müs- Lieferant der dort zu verarbeitendenaen weg zu legen. sen , um aus dem ausgemergeltenBoden Produkte ist die gesamte Mannheimer

Lungenheilanstalt Rockenau ihres Gartens etwas herauszuholen, Bevölkerung. Sie muß aufkommen fürAuf Grund unseres Artikels vom 9. 1. 47 kann begreifen, mit welcher Entrü - die Steuern und Abgaben, damit der werden
'

fand eine KomroUe
1
durdi «^ Abteilung stu 3S - Anordnung der Stadtver - Betrieb aufrechterhalten werden kann Nicm im Marshall - Plan sei die Ret -

Arbeit beim Präsidenten des Landesbe? waltung, den Dung der Klaranlage auf und hat deshalb auch ein Anrecht,
zirks Baden statt , welche ergab , daß die üer Friesenheimer Insel an einen Pri - durch ihre Vertreter im Stadtrat dar -
Pijtienten , die Ihnen zustehenden Ra - vatbesitzer zu verpachten, aufgenom- über gehört zu werden, was mit den

deutschen Einheit. Die Lösung aller
Fragen , der wirtschaftlichen wie der
politischen , sei nur auf der Grundlage
der Einheit Deutschlands, wie sie im
Potsdamer Abkommen zugestanden sei ,
möglich . Wenn diese Einheit verwirk¬ter ucht wäre, dann könnte der Ausver¬
kauf Deutschlands nicht stattfinden
und dem deutschen Volk nicht der Sta¬
tus eines Kolonialvolkes aufgezwungen

tung aus der Not zu finden , sondern in
dem Bewußtsein der eigenen Kraft.
Wenn das werktätige Volk sich einig

würfe gegen den Chefarzt Dr . Beckmann
erwiesen sich als nicht stichhaltig .

tionssätze voll erhalten haben . Die Vor- men wurde. Die ganzen Jahre über abfallenden Produkten geschehen soll. sei dann würden nicht die Dinkelbachwar es den Gartenbesitzern erlaubt, Es muß verlangt werden, daß diese und schlange-Schöningen, der schwarze,sich den Dünger zu holen, wovon reich- einschneidende Maßnahme der Stadt- Markt und das Kompensationsgeschäftlieh Gebrauch gemacht wurde, denn Verwaltung rückgängig gemacht wird, unserer Heimat das Gesicht geben , son-weder Mist noch künstlicher Dünger zumindestenaber so geregelt wird, daß dern d je Kräfte, die allein fähig sind,standen ihnen zur Verfügung. Nun ist die Kleingartenbesitzer nach wie vor Deutschland aus dem Chaos zu füh-dies plötzlich verboten, weil ein Pri - ihren Gartendung bei der Kläranlage ren und eine friedliche Demokratievatbesitzer im Aufträge der Stadtver- auf der Friesenheimer Insel holen au fzubauenwaltumg durch die Ausbeutung der An - können. machtvoll« ! Bekenntnisläge ein glänzendes Geschäft machen ,will . Geplant ist nämlich eine Ent - In einer Zeit, wo der Hunger überall ^ h mm wi npede • Mehr dennkeimung und_Trocknung der Klär. und nagt, sollte auch die Stadtverwaltung

Samstag, den 11 . 10. 1947, 13 Uhr,
Funktionär-Konferenz

für Stadt und Landkreis Mannheim
im Badischen Hof — Rheinau —

Relaisstraße 118
Willy Grimm

Politische Zielsetzung und Aufgaben- dann der Verkauf an die Kleingärtner, Mannheim froh sein, wenn sich die j« bedeut * ^der Sozialismus nicht Mr
2S52

” “
S5SS « ™ rentablen M . « r de. ^ „b^ er to . h- Beb» ,^ . £tun« Deutschlands fBedeutun * des Inhaber. ihrer Gärten etwas zusätzliche Nah- »onaern aie rereiun « uer

XSbSSSSuÄ Wir fragen: Wieso kam es, daß die rung beschaffen. Sie sollte nicht so un- ^ e^ hheit von der Geisel des Impe-
A Stadtverwaltung, ohne den Stadtrat verantwortliche Maßnahmen treffen, riahsmus und seiner Kriege.

Langenaorf davon ln Kenntnis zu setzen, eine sol- wodurch sich ein einzelner auf Kosten Mit dem spontanen Gesang des Lie-
Unser Kampf um die Selbetverwal- che Entscheidung traf* Die Kläranlage einiger tausend Mensches bereichern des : „Brüder zur Sonne, nur Freiheit*
tung in den Gemeinden. ist ein städtischer Betrieb und steht kann . wurde die Kundgebung geschlossen.
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:upe Darum brauchen wir die Bodenreform
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Leibesvisitation und Menschenwürde
Die Bremer Cigarren -Fabriken Bussag

/ unterhalten in Ketsch eine Filiale . 70
Frauen und Mädchen der Gemeinde sind

»1 1in diesem Betrieb mit der Herstellung
‘J i von Zigarren beschäftigt .

Am 28 . August 1947 fühlte sich die Be -
ä •triebsleitung plötzlich genötigt , eine all-
,« ' gemeine Leibesvisitation durchzuführen .
>1 ' Dieser „Großaktion ** wohnten Herr Di -
' { rektor Assendorf aus Hockenheim . Herr
' I Schöpfer aus Hockenheim , ein angeb¬

licher Zollbeamter und eine der Beleg¬
et Schaft unbekannte Frau persönlich bei .
tl Eigenartigerweise fand es die Direk -
! ! tion nicht für opportun , mit dem Be -
] 1 triebsrat diese „Aktion ** vorher zu be -
i ■sprechen . Die Durchführung dieser Maß -
:# i nähme gab daher auch zu mannigfaltigen
, ] Beschwerden Anlaß .

U ’ Die Visitation wurde in den Keller -
Aj! räumen der Firma vorgenommen und
ji . erinnerte lebhaft an jene Methoden , mit
d , denen die Arbeiterschaft im Reiche Hit -
' - lers eingeschüchtert und vergewaltigt

'wurde .
Der Betriebsrat betrachtet dieses Vor¬

gehen der Betriebsleitung als eine äußerst
rabiate und taktlose Handlungsweise und
legt hiergegen schärfsten Protest ein

E | Diese „Großtat " verantwortungsloser Un -
ternehmer muß aufs energischste an¬
geprangert werden , da sie gegen alle
menschlichen , moralischen und demokra¬
tischen Grundrechte verstößt .

Es ist die Aufgabe des ADGB , die
rechtliche Seite dieser Angelegenheit zu
überprüfen und die Belegschaft in ihrem
Kampf gegen die Unternehmerwillkür zu
unterstützen .

Karlsruhe
Das „einfache « Mittagessen

Als Oberbürgermeister Töpper im
Karlsruher Stadtrat den Staatsbesuch der
württembergisch -badischen Regierung an¬
kündigte , versicherte er , daß dies im ein¬
fachsten Rahmen geschehe , zudem der
Fraktionsvorsitzende der KPD , gewitzigt
durch manche städtischen Gelage in der
Jüngsten Vergangenheit , diese Zusiche¬
rung besonders befriedigt zur Kenntnis
nahm und die Teilnahme seiner Fraktion
davon abhängig machte ^

Doch siehe , als die hohen Stuttgarter
Herren ankamen , war es um die Ein¬
fachheit geschehen . Wir wollen darauf
verzichten , den „einfachen " Speisezettel
und die „einfache " Weinkarte der städti¬
schen Gastlichkeit zu veröffentlichen .
Die darbenden Bürger von Karlsruhe
könnten sonst allzuleicht aufgereizt wer¬
den . immerhin sei folgendes der Oeffent -
lichkeit nicht vorenthalten : Als Oberbür¬
germeister Töpper den Mitgliedern unse¬
rer Regierung klarmachen wollte , daß
Baden ernährungsmäßig weit schlechter
als Württemberg gestellt sei , und in
mancher Beziehung die Karlsruher Ra¬
tionen keinen Vergleich mit denen der
Stuttgarter aushalten könnten , sah sich
Innenminister Ulrich zu einer bezeich¬
nenden Entgegnung veranlaßt . Er stellte
fest , daß man angesichts des reichlichen
Mahles , mit dem die Stadt Karlsruhe c* n
Gästen von der Regierung aufgewartet
hat , man nicht von einer schlechteren
Behandlung Badens und der Stadt Karls¬
ruhe auf dem Gebiet der Ernährung spre¬
chen könne .

Herr Ulrich weiß genau , daß er die Ra¬
tionen des Normalverbrauchers nicht mit
dem Maßstab von Staatsessen messen
kann , und ob solche „einfachen “ Staats¬
mittagessen in Stuttgart , Karlsruhe oder
Mannheim aufgetragen werden , sie un¬
terscheiden sich immer in bezug auf
Qualität und Quantität gewaltig von den
Hungerrationen der arbeitenden Bevöl¬
kerung .

Ma * halten gilt heute insbesondere für
unsere höchsten Behördenvertreter und
eine solche Verhöhnung der hungernden
Bevölkerung kann sich der Herr Innen¬
minister Ulrich in Zukunft ersparen . Dem
Herrri Oberbürgermeister Töpper empfeh¬len wir angelegentlichst , in Zukunft ,
wenn schon offizielle Empfänge nicht
umgangen werden können , dies in einem
bescheidenen Rahmen zu halten , welcher
der heutigen Notzeit entspricht . Die
Weinbatterien sollten nicht vor den
Augen der städtischen Hafenarbeiter pa¬radieren , sie wären viel zweckmäßigertm Städtischen Krankenhaus zur Vertei¬
lung gelangt . F . K . H . Dietz , Karlsruhe .

Sehr oft kann man lesen oder hören ,
daß es bei uns im Westen entweder
gar keinen oder doch nur wenig Groß¬
grundbesitz gäbe . Mit dieser Behaup¬
tung wollen die Großgrundbesitzer
und ihre politischen Freunde die
Argumente für eine demokratische
Bodenreform entkräften .

Die Wirklichkeit ist jedoch eine
andere . In Nordbaden gibt es z . B.
über 50 große Güter mit jeweils mehr
als 100 ha landwirtschaftlicher Nutz¬
fläche . Weit größere Bedeutung hat
jedoch der parzellierte und verpach¬
tete Großgrundbesitz . Den Löwen -
steins und Leiningens , den
Gemmingens und Vennin¬
gens , Gölers und B e r k h e im s
und wie sie alle heißen ist ein nicht
geringer Teil unserer badischen
Bauernschaft tributpflichtig . Wie sich
diese Junkerherrschaft auswirkt , und
wie die Bauern durch die Großgrund¬
besitzer ausgebeutet , ja sogar ruiniert
werden , das mögen einige Beispiele
zeigen .

Neidenstein (Kreis Sinsheim)
Kein Platz für den Aufbau

Ueber Neidenstein thront die Raub¬
ritterburg des freiherrschaftlichen Ge¬

schlechtes der Venningen/Ullmer . Die
Burg - ist zerfallen , leider aber noch
nicht die Herrschaft der Nachkom¬
men der Raubritter . 160 ha Ackerland
und 101 ha Wald gehören allein ln
Neidenstein zu dem freiherrschaft¬
lichen Besitztum . Das sind mehr als
40 Prozent der Gesamtfläche des
Ortes . Ueber RM 20 000 .— jährlich be¬
zahlen die Neidensteiner Bauern an
Pachtzinsen . Sämtliches Land rings um
den Ort gehört zum Besitztum der
Grundherrschaft , während das Feld
der Bauern , von schlechterer Qualität ,
erst in weiter Entfernung zu suchen
ist .

In dem mit Flüchtlingen überfüll¬
ten Dorf kann nicht gebaut werden ,
weil sämtliches Baugelände der
Grundherrschaft gehört . Will ein
Bürger auf eigenem Grund bauen ,
dann müssen erst umfangreiche Erd¬
massen bewegt werden , um Platz für
ein Haus am Bergabhang zu schaffen .
Ein beträchtlicher Teil des Ortes ist
an diesem Bergabhang förmlich hin¬
geklebt . Die Misere des Mangels an
Baugrund bedrückt die Dörfler also
schon seit Generationen .

Platz für den Aufbau schaffen , das
heißt den Großgrundbesitz enteignen

Die Landwirtschaft
brauch ! mehr Induslrieerzeugnisse

Zur Entschließung des Württemberg -Badischen Bauernverbandes
In einer Entschließung weist der

Vorstand des Bauernverbandes für
Württemberg -Baden sehr richtig auf
den großen Preisunterschied zwischen
den landwirtschaftlichen Produkten
und den Industrieerzeugnissen hin , die
der Bauer für die Aufrechterhaltung
seines Betriebes braucht . Die Preise
der landwirtschaftlichen Produkte sind
heute noch auf dem Stande von 1933 ,während das für Industrieartikel
nicht der Fall ist . Der Bauernverband
fordert stärkere Belieferung der Land¬
wirtschaft . mit Industriewaren , vor
allem mit Düngemitteln , Geräten , Ma¬
schinen usw . Die Entschließung be¬
klagt , daß zwar die Landwirtschaft
einer „systematischen und rücksichts¬
losen Kontrolle “ unterworfen sei , aber
nicht der Handel und das Gewerbe .

Die logische Folgerung aus diesen
Feststellungen wäre nun eigentlich die
Forderung , daß auch Industrie und
Handel einer systematischen Kontrolle
und Ablieferungspflicht unterworfen
und die Industrieproduktion plan¬
mäßig erfaßt und verteilt wird . Aber
eben diese Forderung vermissen wir
in der Entschließung des Bauernver¬
bandes .

Wie denkt man sich eigentlich eine
größere Zuteilung , wenn keine plan¬
mäßige Erfassung der Industriepro¬
dukte durchgeführt wird ? Oder lieb¬
äugelt man etwa beim Vorstand des
Bauernverbandes auch mit dem Ge¬
danken der „freien Wirtschaft “

, wie
sie der CDU -Abgeordnete Andree im
Landtag verlangt hat . Die Folgen einer
Abschaffung jeder Erfassung in der
Landwirtschaft müßten für das arbei¬
tende Volk gerade katastrophal sein .

Wir vertreten den Standpunkt , daß
auch die Bauernschaft die systema¬
tische Kontrolle und Erfassung der
Industrieproduktion und ihre gerechte
Verteilung fordern muß . Ohne eine
solche wird es nicht möglich sein ,auch nur die dringendsten Bedürfnisse
der Landwirtschaft mit den notwendi¬
gen Industrieartikeln auf dem norma¬
len Wege zu befriedigen . Im Bezug
auf die Landwirtschaft lehnen wir
solche Beschlüsse , wie hundertprozen¬
tige Beschlagnahme der Kartoffel¬
ernte und dergleichen , ab . Wir stehen
auf dem Standpunkt , daß ein trag¬
bares Ablieferungssoll unter Belassung
einer freien Spitze die einzige Mög¬
lichkeit ist , den Leistungswillen un¬
serer Bauernschaft zu erhöhen . kg

Für den Kleinpächter
Einspruchstermin nicht versäumen
Was kann der Bauer tun , wenn Ihm

Pachtäcker gekündigt werden ? Die
Unkenntnis der einzelnen Bestimmun¬
gen hat schon manchem Kleingärtner
schweren Schaden gebracht . Seit dem
15. März ist auf Grund des Kontroll -
ratsgesetzes Nr . 44 unter bestimmten
Voraussetzungen die Kündigung von
Pachtverträgen wieder möglich . Damit
ist jedoch der Pachtschutz nicht auf¬
gehoben . Wichtig ist , daß der Klein¬
pächter rechtzeitig gegen die Kündi¬
gung von Pachtverträgen Einspruch er¬
hebt und keinen Termin versäumt .

Wird ein Pachtvertrag gekündigt , so
muß innerhalb zwei Monate Einspruch
gegen die Kündigung erhoben werden .
Läuft ein Pachtvertrag terminmäßig ab ,
dann muß ein halbes Jahr vor Ablauf

des Pachtvertrages das Pachtamt an¬
gerufen werden und Verlängerung be¬
antragt werden .

Einspruch gegen die Kündigung oder
Antrag auf Verlängerung des Pacht¬
vertrages ist beim zuständigen Amts¬
gericht (Pachtamt ) zu stellen .

Es ist eine Existenzfrage für einen
großen Teil unserer nordbadischen
Bauernschaft , sich gegen ungerechtfer¬
tigte Wegnahme von Pachtäckem zu
wehren . Ungerechtfertigt ist es auf alle
Fälle , wenn unsere Barone , Grafen und
Fürsten , die sich meist noch nie in der
Landwirtschaft betätigt haben oder
aber , wenn sie schon tätig waren , ihre
Unfähigkeit unter Beweis gestellt ha¬
ben , jetzt selbständige Landwirte wer¬
den wollen , wie dies schon in einigen

• Fällen gewesen ist .

Und das gilt nicht nur für Neiden¬
stein , sondern für ganz Deutschland
Neckarelz (Kreis Mosbach )
Zwei Drittel gehören den „Leiningens “

In Neckarelz sind es die Fürsten
von Leiningen , welche die Bauern¬
schaft ausbeuten und dem Aufbau im
Wege stehen . Zwei Drittel der Gemar¬
kung sind im Besitze dieses Geschlech¬
tes . Auch dort ist es nicht möglich für
einen Kleinbauern , Arbeiter oder
Handwerker , Baugelände zu bekom¬
men . Die fürstliche Verwaltung gäbe
vielleicht Baugelände ab , aber nur ,
wenn es auf die Landabgabe für das
Siedlungsgesetz anger .echnet wird .
Das Landessiedlungsamt aber will
Grundstücke nur verpachten . Deshalb
ist man auch in Neckarelz der Mei¬
nung , daß das Landessiedlungsamt
eine Genossenschaft von Kapitalisten
ist , die ihr Geld über eine Währungs¬
reform hinweg in Sachwerten anlegen
wollen .

Der Kleinbauer , Arbeiter und Hand¬
werker ist dabei der Dumme .
Mauer (Kreis Heidelberg)

Pächter werden ruiniert
In Mauer ist die wirtschaftliche

Existenz der Kleinbauern aufs Höchste
bedroht , weil der Boden , den die
Bauern bearbeiten ; teilweise Eigentum
der Barone von G ö 1 e r und ihrer
Nachkommen ist . Gisela Freytag geb .
von Göl er/Ra vensburg läßt heute
Bauern das Ackerland entziehen , Land ,
das seit 80 und mehr Jahren von einer
Bauernfamilie kultiviert und bearbei¬
tet wird .

Wie stellt sich der Landwirtschafts¬
minister zu dieser ungeheuerlichen
Tatsache ? Die Gemeinde schickte zwei
Gemeinderäte zu Minister Stooß . Mit
leeren Versprechungen kehrten sie
zurück und es ist kein Wunder , daß
in Mauer die Meinung verbreitet ist :
„Der Landwirtschaftsminister Stooß
stecke mit den adeligen Großgrund¬
besitzern unter einer Decke .“ .Große Erbitterung herrscht auch
deshalb , weil die Familie Freytag die
landwirtschaftlichen Geräte , wie Pflug ,
Egge und dergleichen ohne weiteres
bekommt , während andererseits
Bauern schon Jahre vergebens ver¬
suchen , sich Geräte anzuschaffen . Für
die adeligen Herrschaften ist eben
immer alles da , sagt man sich in
Mauer ,

Die Familie des Geheimrats Frey¬
tag , ehemals Pg ., bewirtschaftet hur
zunächst einige Hektar des Besitzes
selbst . Selbstbewirtschaftung , d , h .wohl Selbstverbrauch , denn zum ar¬
beiten gibt es ja die Landarbeiter .Der nicht „selbst bewirtschaftete “ Be¬
sitz wird weiter verpachtet , auf unbe¬
stimmte Zeit ohne Pachtvertrag , so daß
die Bauern ständig in der Gefahr sind ,ihre Aecker zu verlieren . Major Frey¬
tag spielt erfolgreich die Pächter
gegenseitig aus , weil dieselben be¬
dauerlicherweise unter sioh nicht
einig sind .

*
Und deshalb brauchen wir die

Bodenreform . Damit die Großgrund¬besitzer nicht mehr auf Kosten des
hungernden Volkes ein Parasiten¬
dasein fühüren — damit die Pacht¬
sklaverei endlich aufhört und der
Kleinbauer nicht ewig um seinen
Boden bangen muß — damit die Aus¬
beutung der Landarbeiter ein Ende
nimmt und die Bauernfamilien aus
dem Osten endlich wieder in den Be¬
sitz einer eigenen Scholle kommen
können — damit in Deutschland wie¬
der aufgebaut werden kann . kg .
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Neubürger — Altbürger
' Mehr Verständnis notwendig

Dem Informationsblatt der KPD
Ressen vom 19. 9 . entnehmen wir fol -

fende Interessante Zuschrift einer
feubürgerin :

Vorweg möchte Ich sagen , daß mir
die Bezeichnung „Flüchtlinge und Alt¬
eingesessene “ gar nicht gefällt . Ich bin
*tetflüchtling , aber wie meine Groß¬
eltern und Eltern ln Deutschland ge¬boren . Wenn , heute mein Heimatbezirk
nicht mehr zu Deutschland gehört, bin
Ich aber, wie viele Millionen Leidens¬
genossinnen, nach wie vor Bürger
Deutschlands geblieben . Und

unsere jetzige Heimat Hessen ist
doch auch noch ein Teil Deutschlands !

Schon durch die Unterscheidung zwi¬
schen Alt - und Neubürgern wird die
Gefahr hervorgerufen , einen Spalt
in der Bevölkerung aufzureißen ,oder , falls schon einer besteht , diesen
zu vergrößern . Dabei kommt es doch
heute gerade auf das gegenseitige
Verstehen ah ! Wir Frauen , die wir
zusammen in einem Hause , ja zu oft in
einem Haushalt miteinander leben , die
wir gemeinsam im Berufe schaffen , die
wir unsere Kinder zusammen leben
und spielen sehen , die wir gemeinsam

mit unseren Männern , soweit sie schon
bei uns sind , die täglichen Sorgen tei¬
len und tragen , auf uns kommt es ln
erster Linie an ! Wir „Neu “-Bürgerin -
nen kommen meist aus dem Osten
Deutschlands . Wir sprechen eine an¬
dere Mundart , aber auch eine deut¬
sche . Wir sind vielleicht gewöhnt , den
Tag anders einzuteilen und den Haus¬
halt anders als ihr zu führen . Wir
kommen aus der Stadt und müssen nun
auf dem Lande leben und umgekehrt .
Das bedeutet für uns eine wesentliche
Umstellung . Wir müssen aber dafür
Verständnis fordern !

Ihr „Alt “-Bürgerinnen seid auf eurem
Hof und Heim ansässig , ihr habt uns
mit unseren Familien aufnehmen ' müs¬
sen ! Ihr seid in eurem Heim beengt ,
und in euren ererbten Gewohnheiten

gestört . Wir bedeuten euch , freiwillig
oder gezwungen , Opfer .

Dieses Verständnfa müssen wir auf¬
bringen ! Glaubt es uns , daß es nicht
leicht ist , nur der Nehmende zu sein .
Aber wir haben auch Opfer gebracht ,
indem wir Haus und Hof verlassen ,Heimat und Gut zurücklassen mußten .
Wir sind keine Zigeuner oder herum¬
ziehende Vaganten ; wir würden auf
jeden Fall lieber , und wenn noch so
bescheiden , im eigenen Heime leben !

• So wollen wir kommunistischen
Frauen mit offenem Herzen dabei vor¬
angehen , um Verständigung herzustel¬
len und somit tatkräftig am Aufbau
unseres demokratischen Deutschland
zu helfen. G . Sch.
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